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FORMBLATT  

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs      

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 

 Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
und 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Instandsetzung und Moder-
nisierung Ferienobjekt im OT Sandkrug", Gemeinde Chorin 

Ansprechpartnerin: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

T22 
 

TOEB@LfU.Brandenburg.de  

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zu-
stimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können (bitte 
alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

 keine 

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

 

 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkun-
gen 
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

 

 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständig-
keit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 

1. Planungsziel 

Planungsziel ist, durch die Schaffung von Übernachtungsmöglichkeiten die touristische Infrastruktur zu 
stärken. Vorgesehen sind, in den 4 Bungalows Ferienunterkünfte für 16 Betten zu schaffen. Der 
Standort ist geprägt durch die vorhandene Bebauung.  
Hierfür setzt der vorliegende Planentwurf ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Ferienhausge-
biet nach § 10 Abs. 4 BauNVO fest. 
 
Das Vorhaben entspricht den Darstellungen des Flächennutzungsplanes.  
 
2. Stellungnahme 

2.1 Grundlagen 

Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 
Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)1 sind bei raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich vermieden werden.  
Mögliche schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG können durch die Emissionen aus-
gehender Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht und ähnliche Erscheinungen her-
vorgerufen werden. Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschutzes bei der Städtebaulichen Pla-
nung gibt die DIN 18005 Teil 1 „Schallschutz im Städtebau“ vom Juli 2023. 
 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
Anforderungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen u.a. mit Pflichten der Betreiber von 
nicht genehmigungsbedürften Anlagen sind in den §§ 3, 22 und § 66 Abs. 2 Bundes-
Immissionsschutzgesetz, in den Verordnungen zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes wie der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung)2,  

                                                           
1 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 58) 
2 Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. November 2020 
(BGBl. I S. 2334) 
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der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm)3 und der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft)4 geregelt. Mögliche Beeinträchtigungen durch Lichtimmissionen werden 
anhand der Lichtleitlinie5 ermittelt und bewertet. Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz 
gegen Baulärm –Geräuschimmissionen (AVV-Baulärm)6 gilt für den Betrieb von Baumaschinen auf 
Baustellen und beinhaltet Bestimmungen zur Anordnung von Immissionsrichtwerten zum Schutz der 
Nachbarschaft. 

 

2.2 Immissionsschutz 

Im Landesamt für Umwelt liegen keine Erkenntnisse zu schädlichen Umwelteinwirkungen im Geltungs-
bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes vor.  
Das Vorhaben ist auch nicht geeignet schädliche Umwelteinwirkungen in der Nachbarschaft hervorzu-
rufen. 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen zum vorliegenden Planentwurf keine Bedenken. 
 
3. Mitteilung 

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Die Planung berührt immissionsschutzrechtliche Belange. Dem Landesamt für Umwelt ist 
erneut Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 
Dieses Dokument wurde am 26.05.2025 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 
 

                                                           
3Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl. S. 503), zuletzt geändert durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 1. 
Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 
4 Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) vom 18. August 2021 (GMBl. S. 1050) 
5 Leitlinie des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz zur Messung und Beurteilung von Lichtimmissionen 
(Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014 (ABl. S. 691), zuletzt geändert durch Erlass vom 17. September 2021 (ABl. S. 779) 
6 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm) vom 19. August 1970 (BAnz. Nr. 160 vom 
01.09.1970) 
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FORMBLATT  

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren  

und vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 BauGB) 
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Naturschutz 

Belang  Naturschutz 

Vorhaben 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan (VBP) "Instandsetzung 
und Modernisierung Ferienobjekt" im OT Sandkrug 
LFU-TOEB-3700/299+19#282492/2025 

Ansprechpartner*In: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

N6  

 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

 
Stellungnahme 
Geplant sind Ersatzneubauten zu Errichtung von fünf Ferienhäusern und der Errichtung einer 
Ferienanlage auf einem ähnlich genutzten Grundstück. Die ehemaligen Bauwerke sind teilweise 
marode und es besteht augenscheinlich kein Bestandsschutz mehr. Insofern ist das Vorhaben wie 
ein Neubau zu werten. 
 
Das beplante Gebiet liegt innerhalb der Zone III (Landschaftsschutzgebiet) des UNESCO-
Biosphärenreservats Schorfheide-Chorin. Der Planung stehen die Verbote der Verordnung des 
Biosphärenreservats Schorfheide-Chorin entgegen. So ist in der Zone III gemäß § 6 Abs. 1 
NatSGSchorfhV folgendes untersagt. 
Nr. 1 bauliche Anlagen außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile oder des 

Geltungsbereiches rechtskräftiger Bebauungspläne zu errichten oder zu erweitern; [..] 
Nr. 2 Motorfahrzeuge aller Art, Anhänger, Wohnwagen, Kutschen außerhalb der befestigten Wege, 

Park- oder Stellplätze oder Hofräume zu führen oder abzustellen, [..] 
Nr. 10 Kahlhiebe anzulegen [..] 
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Nr. 14 die Bodengestalt zu verändern  
Nr. 16 Grünland umzubrechen 
Nr. 18 Ufergehölze, Röhricht- oder Schilfbestände, Büsche, Feldhecken, Wallhecken, Feldgehölze, 

Einzelbäume, Baumreihen, Alleen oder Baumgruppen außerhalb des Waldes zu roden oder zu 
beschädigen, [..] 

Nr. 19 im übrigen alle Handlungen, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem 
Schutzzweck zuwiderlaufen.“ 

 
Aufgrund der Betroffenheit von Verboten der NatSGSchorfhV ist die Notwendigkeit eines 
Zustimmungsverfahren durch den Verordnungsgeber, MLEUV, Ref. 44 zu prüfen.  
 
Laut Landschaftsrahmenplan (MUNR 2004) sind in dem betroffenen Gebiet, das als Waldgebiet 
gekennzeichnet ist, folgende Ziele zu berücksichtigen: 
 

 Vor einer Ausweitung von Siedlungsgebieten sind die Möglichkeiten des innerörtlicihen 
Flächenrecyclings zu prüfen. 

 Eine Ausweitung und Ausdehnung von Splittersiedlungen muss verhindert werden.   

 Splittersiedlungen in ökologisch sensiblen Bereichen sind nach Nutzungsaufgabe langfristig 
zurück zu bauen 

 Erhalt von großflächig unzerschnittenen Räumen 

 Umstrukturierung von Forsten zu standortgerechten, regionstypischen Waldgesellschaften 

 Schutz von Schwerpunkträumen gefährdeter Großvogelarten 
 Förderung des Tourismus und der Gastronomie im Siedlungsbereich. Ortsfern gelegene 

Erholungsgebiete zu verdichten, steht der angestrebten Entwicklung des Freiraums entgegen 

 Reduzierung erholungsrelevanter Beeinträchtigungen 
 
Aufgrund des ggf. notwendigen Zustimmungsverfahrens, das über die Zulässigkeit des Vorhabens 
entscheidet, werden im Folgenden Hinweise zu der Planung gegeben.  
 
Das Vorhaben liegt nicht in direktem Siedlungszusammenhang außerhalb der Innenbereichssatzung 
für die Gemeinde Sandkrug. Die Erschließung erfolgt über einen Waldweg mit einer Fahrbahn, 
(Lieper Weg), der bis zum Standort asphaltiert ist. Das Flurstück liegt in einer Waldlage am Rande 
eines Rotbuchenwaldes und Kiefernforstes. Die Waldrandlage ist als sensibel einzustufen. Das 
Vorhaben würde einen splittersiedlungsähnlichen Anhang der Ortslage von Sandkrug darstellen.  
Die Erschießung mit Trinkwasser soll über einen Brunnen erfolgen und hat somit Einfluss auf den 
Grundwasserstand. Das Abwasser soll mobil abgefahren werden. 
Auch wenn die Nutzung von 4 Ferienhäusern relativ gering erscheint, ist ein Ausbau der Infrastruktur 
und des Verkehrs zu prognostizieren. 
 
Insgesamt stehen dem Vorhaben verschiedene Verbote der NatSGSchorfhV sowie Grundsätze der 
Siedlungsentwicklung im Biosphärenreservat entgegen. Entgegen dem Grundsatz der Reduzierung 
von Splittersiedlungen soll hier eine Splittersiedlung weiter verfestigt werden. Die Zielsetzungen des 
Biosphärenreservats stehen somit dem Vorhaben entgegen. 
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Hinweis. Im Falle der Realisierung sollte die Weiterführung des Lieper Weges für Fahrzeuge z.B. 
durch eine Schranke eingeschränkt werden, um Verkehr und Störungen in das angrenzende 
Waldgebiet zu minimieren. 

b) Rechtsgrundlage  

§ 6 Abs. 1, Nr. 1, 2, 10, 14, 16, 18 und19 NatSGSchorfhV, § 33 BNatSchG und ggf. § 39ff BNatSchG;  
Landschaftsrahmenplan für das Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin (MUNR 2004) der gemäß 
§ 9 Abs. 5 BNatSchG in Planungen und Verwaltungsverfahren zu berücksichtigen ist, Abweichungen 
sind zu begründen 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

Ggf. Zustimmungsverfahren beim Verordnungsgeber zu beantragen. 

 

2. Fachliche Stellungnahme 

☒ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung 
und ggf. Rechtsgrundlage 

Aufgrund der Lage im Biosphärenreservat ist ggf. ein Zustimmungsverfahren durch das MLEUV 
erforderlich.  

 
 

 
Dieses Dokument wurde am 05.06.2025 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 
 



FORMBLATT 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs      

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB)
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange

Landesamt für Umwelt - Abteilung Wasserwirtschaft 1 und 2

Belang Wasserwirtschaft

Vorhaben
vBP "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" der 
Gemeinde Chorin, Ortsteil Sandkrug, LK BAR

Ansprechpartner*In:
Referat:
Telefon:
E-Mail:

W13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsverfahren)

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen.

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen)

a) Einwendung

 

b) Rechtsgrundlage

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen
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a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme:

4. Weitergehende Hinweise

☐
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens

☒

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage

   
Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU gemäß BbgWG § 126 Abs. 3, Satz 3 betreffend 

werden folgende Hinweise gegeben:  

Gewässerkundliche Messstellen des LfU Brandenburg

 (Rechtsgrundlage: siehe insbesondere BbgWG § 126 (3), Satz 3, Punkt 1) 

Im Bereich des Bauvorhabens befindet sich eine Messstellengruppe (Ober-, Mittel- und Unterpegel) 
des Landesgrundwasserstandsmessnetzes. 
Der Ober- und der Mittelpegel gehören zum Basisnetz der Landesmessstellen. Die regelmäßige 
Beobachtung des Unterpegels ist seit 1995 eingestellt. 
Die Baumaßnahmen sind mit dem Ziel der Erhaltung des Ober- und Mittelpegels mit dem Landesamt 
für Umwelt (LfU), Referat W 12 (Referat „Hydrologischer Landesdienst, Hochwassermeldezentrale“, 
w12@LfU.Brandenburg.de), abzustimmen. Die Zugänglichkeit der Messstellen muss ständig 
gewährleistet sein. Wenn die Messstellen beseitigt werden müssen, hat der Bauträger nach 
Abstimmung mit dem LfU, Referat W 12, einen fachgerechten Rückbau nach DVGW Arbeitsblatt W135 
vorzunehmen und eine Ersatzmessstelle zu errichten. Die Kosten sind vom Vorhabenträger zu 
übernehmen. 
Der Unterpegel kann bei Bedarf auf eigene Kosten fachgerecht zurückgebaut werden.

Dieses Dokument wurde am 16.05.2025 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig.
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Maßstab: 1:180
erstellt von: LANDBB\GENSELIN
Datum: 29.04.2025
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Nutzungsbedingungen und Legende: siehe Seite 2

Karte zur Lage der Landesmessstellen
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Karte zur Lage der Landesmessstellen

Nutzungsbedingungen des LfU Brandenburg

Der Kartenhintergrund dieses Ausdrucks beinhaltet Geobasisinformationen der Landesvermessung und
Geobasisinformation Brandenburg.
Dieser Kartenausdruck stellt keine rechtsverbindliche Auskunft dar. Er kann zur internen Verwendung
oder zum eigenen nicht kommerziellen Gebrauch kostenfrei genutzt werden. Für jede weitere
Verwendung richten Sie Ihre Anfrage an den Kundenservice der LGB kundenservice@geobasis-bb.de.

Lizenztext der Ebenen

Hochwasserrisikogebiete (HQ extrem), Daten des LfU, nur für den internen Gebrauch, Stand:
27.01.2014
Daten des Landesamts für Umwelt Brandenburg
Seewasserkörper für WRRL: Daten des LfU, Stand: 10/2020
Fließgewässerwasserkörper für WRRL: Daten des LfU, Stand: 10/2020
Der Kartenhintergrund dieses Ausdrucks beinhaltet Geobasisinformationen der Landesvermessung und
Geobasisinformation Brandenburg.
Dieser Auszug ist urheberrechtlich geschützt.
Er stellt keine rechtsverbindliche Auskunft dar und darf nicht als amtlicher Auszug verwendet werden.

r

Hochwasserrisikogebiete (HQ extrem), Daten des LfU, nur für den internen Gebrauch, Stand:
27.01.2014
Daten des Landesamts für Umwelt Brandenburg
Seewasserkörper für WRRL: Daten des LfU, Stand: 10/2020
Fließgewässerwasserkörper für WRRL: Daten des LfU, Stand: 10/2020
Der Kartenhintergrund dieses Ausdrucks beinhaltet Geobasisinformationen der Landesvermessung und
Geobasisinformation Brandenburg.
Dieser Auszug ist urheberrechtlich geschützt.
Er stellt keine rechtsverbindliche Auskunft dar und darf nicht als amtlicher Auszug verwendet werden.

r

Legende

Basismessnetz
Grundwasserstand



 
 

Der Landrat 
 
Bauordnungs- und 
Planungsamt 
Planung 
 
Paul-Wunderlich-Haus 
Am Markt 1 
16225 Eberswalde 

Raum R.102.1 
Telefon 
Telefax 
bauleitplanung@kvbarnim.de 

28.05.2025 

Ihr Zeichen 
 

Unser Zeichen 
01521-2025-07 

 

Besucheradresse 
Eisenbahnstraße 37 
16225 Eberswalde 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 

 

Sprechzeiten der Kreisverwaltung 
Dienstag 9 bis 18 Uhr 
Montag, Mittwoch bis Freitag  
Termine nach Vereinbarung 
 
Aktuelle Informationen im Internet unter 
www.barnim.de 
 
Bankverbindung 
Sparkasse Barnim 
IBAN: DE31 1705 2000 2310 0000 03 
BIC: WELA DE D1 GZE 
Gläubiger-ID: DE 66 ZZZ 00000021576 
 
Telefonzentrale 
03334 214-0 
 
Postfach 
Postfach 100446, 16204 Eberswalde 
 
Die genannte E-Mail-Adresse dient nur 
für den Empfang formloser Mitteilungen 
ohne digitale Signatur und/oder 
Verschlüsselung. 

 

Paul-Wunderlich-Haus  Am Markt 1  16225 Eberswalde 

STELLUNGNAHME DES LANDKREISES BARNIM ALS 
TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Instandsetzung und 
Modernisierung Ferienobjekt im OT Sandkrug“, Gemeinde 
Chorin; Vorentwurf in der Fassung vom 20. Februar 2025 
 
Anschreiben vom 28.04.2025 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Beteiligung zum o. g. Vorhaben danken wir.  
 
Im Vorfeld möchte ich darauf hinweisen, dass wir im weiteren 
Verfahren um die Zusendung des Abwägungsprotokolls bitten. 
 
I  fachbehördliche Stellungnahme 

1 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund 
fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung, 
Befreiung o.ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht 
überwunden werden können (Einwendung, Rechts-
grundlage, Möglichkeiten der Überwindung): 

1.1 Untere Naturschutzbehörde 

 
Aktenzeichen Fachbehörde: 10613-25-100 
 
Das Vorhaben verstößt gegen § 6 der Verordnung über das 
Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin (Errichtung baulicher 
Anlagen und Grünlandumbruch). Gemäß Punkt 3.1.1. des 
Erlasses des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Landwirtschaft (MLUL) über die Zuständigkeit bei der 

Stadt- und Landschaftsplanung 
Dipl.-Ing. (FH) Diana Bandow 
Finkenweg 7 
16259 Höhenland 



Stellungnahme des Landkreises Barnim als 
Träger Öffentlicher Belange 
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Bauleitplanung vom 22. September 2017 wurde durch die UNB festgestellt, dass es 
sich hier um ein Planen in die Befreiungslage handelt.  

Die vorliegenden Unterlagen reichen für ein abschließende Prüfung durch die UNB 
nicht aus und sind gemäß dem Schreiben an das Amt Britz-Chorin-Oderberg vom 
12.03.2025 (Az: 10323-25-100) zu ergänzen. 
 
Vom Bauvorhaben sind Lebensstätten besonders und streng geschützter Arten (u. a. 
Zauneidechse, Waldeidechse) betroffen. Die Tötung von Tieren und die 
Beschädigungen der Lebensstätten sind nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG 
verboten. 

Die entsprechenden Arten sind nach gängigen Methodenstandards und Darstellung 
der Maßnahmen zum Erhalt der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang zu erfassen. 

2 Hinweise und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem Vorhaben, 
gegliedert nach Sachkomplexen: 

2.1 Bauordnungs- und Planungsamt, SG Planung 

 
Auf der Planzeichnung ist zusätzlich zu der numerischen Angabe des Maßstabs eine 
Maßstabsleiste zu ergänzen. Da Pläne häufig unmaßstäblich vergrößert oder 
verkleinert werden, würde das Fehlen der Maßstabsleiste u. U. zu falschen 
Übernahmen führen. 
 
Auch aufgrund fehlender Vermaßungen bspw. der Baugrenzen oder der privaten 
Verkehrsfläche in der Planzeichnung ist eine Eindeutigkeit der zeichnerischen 
Festsetzungen nicht sicher gegeben. Diese Vermaßungen hinsichtlich Größe und Lage 
sind im Entwurf des Bebauungsplanes zu ergänzen. 
 
Für die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind die Rechtsgrundlagen in 
der Planzeichnung und Begründung zu ergänzen.  
 
Es wird empfohlen, die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden wesentlichen 
Rechtsgrundlagen auch auf der Planurkunde anzugeben.  
 
Zudem sind im weiteren Verfahren auf der Planurkunde die erforderlichen Bestäti-
gungen der Verfahrensschritte (Verfahrensvermerke) sowie die Bescheinigung der 
geometrischen Eindeutigkeit der Planzeichnung (vermessungs- und katasterrechtliche 
Bescheinigung) zu ergänzen.  
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes befindet sich in der Schutzzone III des 
Wasserschutzgebietes Eberswalde 1. Auch wenn beim Land Brandenburg ein 
Verfahren zur Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes läuft und gemäß 
Stellungnahme der unteren Wasserbehörde der Standort zukünftig nicht mehr im 
Wasserschutzgebiet liegen soll, fehlen in der Begründung Aussagen zu den 
Auswirkungen und rechtlichen Vorgaben, die sich aufgrund der Lage innerhalb des 
aktuell bestehenden Wasserschutzgebietes für das geplante Vorhaben ergeben. Ein 
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Bebauungsplan ist auf Grundlage der aktuellen rechtlichen Voraussetzungen 
aufzustellen. Da nicht absehbar ist, wann die Änderung der Abgrenzung des 
Wasserschutzgebietes erfolgt, ist der Bebauungsplan somit auf Grundlage des 
vorliegenden Wasserschutzgebietes zu beurteilen. 
 
Entsprechend der textlichen Festsetzung 1.1 sind im Baugebiet Garagen unzulässig. 
Hierbei unberücksichtigt bleiben Carports. In Hinblick auf die textliche Festsetzung 3.1, 
nach der lediglich Stellplätze, Zuwegungen und Anlagen der Ver- und Entsorgung 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind, wird auch nicht 
deutlich, dass Carports zulässig sind. Die Festsetzungen und deren Begründung 
sollten im weiteren Verfahren geprüft werden.  
 
Es wird zudem darauf hingewiesen, dass gemäß der textlichen Festsetzung 3.1 auch 
keine anderen Arten von Nebenanlagen wie bspw. zum Abstellen von Geräten für die 
Grundstückspflege, Spielgeräte für Kinder ein Grillplatz o. ä. außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen unzulässig sind. Soweit künftig auch weitere 
Nebenanlagen auf dem Grundstück zulässig sein sollen, wird empfohlen, diese 
Festsetzung nochmals zu prüfen und ggf. zu erweitern. Entsprechende Nebenanlagen 
sollten dann jedoch auch im VEP ergänzt werden. 
 
Zur Eindeutigkeit der textlichen Festsetzung 4.1 sollte die Begründung um nähere 
Ausführungen zu den Begriffen „Magerrasen“ sowie „standortgerechte 
gebietsheimische Gehölze“ ergänzt werden. Hierbei sollte auch geprüft werden, ob für 
den Bebauungsplan die Erarbeitung einer Pflanzliste sinnvoll ist. 
 
Gemäß der textlichen Festsetzung 4.2 soll der Gehölzbestand innerhalb der 
Plangebietsfläche grundsätzlich erhalten werden. Ausnahmen bilden nur Nadelgehölze 
mit einem Stammdurchmesser von weniger als 30 cm, gemessen in 1,3 m Höhe. 
Zusätzlich der textlichen Festsetzung wurden in der Planzeichnung auch Einzelbäume 
als zu erhalten festgesetzt. Eine Begründung dieser zeichnerischen Festsetzung liegt 
nicht vor. 

Für die als zu erhalten festgesetzten Bäume sollte darauf geachtet werden, dass die 
Baumdaten (Baumart, Stammumfang) in der Planzeichnung eindeutig lesbar sind und 
keine Überlagerungen bspw. durch andere Planzeichen vorliegen. 

Die Begründung sowie unter Umständen auch die textliche Festsetzung sollten um 
Angaben dazu ergänzt werden, wie mit abgehenden Bäumen umzugehen ist (z. B. 
Ersatz). 

Gemäß des Vorhaben- und Erschließungsplanes soll einerseits der Müllstellplatz sowie 
andererseits die Zufahrt im Kronenbereich einer als zu erhalten festgesetzten Eiche 
errichtet werden. Im weiteren Verfahren sollte geprüft werden, ob diese Eiche mit 
geeigneten Maßnahmen tatsächlich erhalten werden kann. Sofern die 
Beeinträchtigung so stark ist, dass der Erhalt dieser Eiche nicht sichergestellt werden 
kann, ist die Festsetzung für diesen Baum voraussichtlich ungeeignet.  
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Gemäß der Begründung, Kap. 5.1 soll die Einfriedung des Geländes mittels 
Wildschutzzaun und Benjeshecke erfolgen. Diese Ausführungsart ergibt sich auch aus 
dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag. Es ist im weiteren Verfahren darauf zu 
achten, dass sich die Beschreibungen des Vorhabens auch in den Planunterlagen 
wiederfinden. So sollte unter Umständen eine geeignete textliche Festsetzung zu 
Einfriedungen oder als ergänzt werden.  
 
Im weiteren Verfahren sind die erforderlichen Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen mittels textlicher bzw. zeichnerischer Festsetzungen und/oder 
Regelungen im Durchführungsvertrag zu sichern. 
 
Es wird empfohlen, die Begründung im weiteren Verfahren um ein separates Kapitel 
zu ergänzen, dass nähere Angaben zu den Inhalten des erforderlichen 
Durchführungsvertrages trifft. 

2.2 Ordnungsamt, SG Bevölkerungsschutz 

Aktenzeichen Fachbehörde: 32-38.75.06.2025-01521 
 
Die Gemeinden müssen im Land Brandenburg entsprechend § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Brandenburgischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz eine angemessene 
Löschwasserversorgung gewährleisten. Diese ist gegeben, wenn die Anforderungen 
des DVGW-Arbeitsblattes W 405 erfüllt sind. Aufgrund der möglichen Bebauung mit 
Ferienhäusern ist eine rechnerische Wasserentnahme von 48 m³/h über 2 Stunden bei 
der Beantragung zu Bauvorhaben gem. Arbeitsblatt W405 notwendig. 
 
In der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist die Lösch-
wasserversorgung nicht erwähnt. 
 
Mit der Aufstellung einer entsprechenden Bauleitplanung ist der Grundschutz für die 
Löschwasserversorgung jederzeit sicherzustellen. 
 
Rechtsgrundlage 
▪ BbgBKG § 3 Abs 1 
▪ DVGW-Arbeitsblatt W 405 
▪ DVGW-Arbeitsblatt W 331 

2.3 Untere Straßenverkehrsbehörde 

Aktenzeichen Fachbehörde: 2025U00081 
 
Die Aufstellung amtlicher Verkehrszeichen erfordert stets eine verkehrsregelnde 
Anordnung nach § 45 der Straßenverkehrsordnung (StVO) durch die Untere 
Straßenverkehrsbehörde, die in einem separaten Verfahren zu prüfen ist. Für neu 
geschaffene oder wesentlich geänderte Straßenverkehrsanlagen, die mit amtlichen 
Verkehrszeichen zu versehen sind, sind die entsprechenden Verkehrszeichenpläne 
durch den jeweiligen Vorhabenträger bei der unteren Straßenverkehrsbehörde des 
Landkreises Barnim zur Anordnung per E-Mail an verkehrslenkung@kvbarnim.de 
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einzureichen. Den Verkehrszeichenplänen ist ein begründeter Antrag zur Maßnahme 
rechtzeitig beizufügen. Da sich ein Anhörungsverfahren anschließt, sollte der Antrag 
möglichst mindestens drei Monate im Voraus gestellt werden. 
 
Sofern durch das Vorhaben öffentliche Verkehrsflächen in Form von Arbeitsstellen an 
Straßen betroffen sein sollten, ist vom beauftragten Bauunternehmen in der unteren 
Straßenverkehrsbehörde gem. § 45 Abs. 6 StVO rechtzeitig ein Antrag auf 
verkehrsrechtliche Anordnung zur Sicherung der Arbeitsstelle(n) unter Vorlage des 
jeweiligen Verkehrszeichen- oder Regelplans einzureichen. Die Hinweise aus den 
Richtlinien zur Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen (RSA 21) sind hier einzuhalten. 
Es ist mit einer Bearbeitungszeit von mindestens drei Wochen zu rechnen. Der Antrag 
ist an svb@kvbarnim.de zu richten. 

2.4 Amt für nachhaltige Entwicklung, Kataster und Vermessung, Sachgebiet 
Strukturentwicklung (ÖPNV/Radverkehr) 

 
 
Das Plangebiet liegt abseits von Straßen, auf denen übriger öffentlicher 
Personennahverkehr (üÖPNV) angeboten wird. Es wird jedoch um Beachtung 
gebeten, dass die touristische Erschließung des Geländes zu einer erhöhten 
Nachfrage am üÖPNV-Angebot führen kann. Die nächstgelegene Straße mit üÖPNV-
Angebot ist die Angermünder Straße mit Zugang zur Buslinie 912 (Brodowin über 
Chorin-Britz-Eberswalde). Die Buslinie 912 ist primär für die Schülerbeförderung 
ausgelegt, was eine zeitliche Begrenzung des Angebotes bedeutet. Ein Beispiel hierfür 
ist ein fehlendes Angebot während der Schulferien. Die zweite Buslinie 479 – von der 
UVG befahren – verkehrt ausschließlich am Wochenende an Tagesrandzeiten als 
Klein- und Rufbus, zwischen Eberswalde-Chorin-Schwedt. Besonders bei einer zu 
erwartenden Nutzung der Ferienanlage durch Wandertouristen, ist die Verknüpfung 
zum üÖPNV einzuplanen. 
 
Die Bauleitplanung hat in ihrem Verlauf auch die Planung des ÖPNV zu beachten, um 
der Attraktivität des üÖPNV im Umfeld der Baumaßnahmen gerecht zu werden. Eine 
Abstimmung mit den betroffenen Verkehrsunternehmen sollte im Vorfeld erfolgen. Um 
eine weitere Beteiligung des Aufgabenträgers und der BBG wird gebeten. 
 
Die Planung hinsichtlich des Radverkehrs betrifft den direkt vorbeiführenden „Tour 
Brandenburg“-Radweg, wobei eine ganzheitliche Betrachtung der Zu- und Abfahrten, 
hin zum Plangebiet, relevant sein können. Die Erschließung des Zugangs mit einem 
Radweg, direkt bis zum Plangebiet, ist nicht vorgesehen. 
 
Bezüglich der Bauphase wird um die Absicherung des passierenden Radverkehrs 
gebeten. Eine ausreichende Sicherung der Vorbeifahrt durch die Aufstellung von 
Warnschildern – die Baumaßnahmen und Baumaschinen betreffend – wird empfohlen. 
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2.5 Bauordnungs- und Planungsamt, Untere Bauaufsichtsbehörde 

 
In der Begründung sind Angaben zu ergänzen, inwieweit die Erschließung des 
Vorhabengrundstückes gesichert ist. Hierzu sind insbesondere auch Angaben 
bezüglich der Widmung der angrenzenden Straße zu treffen oder darzulegen, ob die 
verkehrliche Erschließung mittels Baulasten gesichert werden soll.  
 
Gemäß der textlichen Festsetzung 3.1 des Bebauungsplanes gibt es eine 
Unterscheidung zwischen den befahrbaren und nicht befahrbaren Zuwegungen. Auch 
im Vorhaben- und Erschließungsplan sind die teilbefestigten Flächen in der 
Farbgebung unterschiedlich. Die Bedeutung dieser Farbgebung wird jedoch aus der 
Legende nicht ersichtbar. Die Legende des Vorhaben- und Erschließungsplanes ist zu 
vervollständigen.  

2.6 Untere Denkmalschutzbehörde 

Aktenzeichen Fachbehörde: 90280-25-90 
 
Im Plangebiet selbst und in der Nähe befinden sich keine Baudenkmale. Es bestehen 
daher keine Bedenken. 
 
Im Bereich des Bebauungsplanes sind bisher keine Bodendenkmale bekannt. 
Ungeachtet dessen können Funde oder Befunde entdeckt werden. Daher ist zur 
rechtssicheren Anwendung der allgemeine Hinweis zur Fundanzeigepflicht in die 
Planzeichnung und in die Begründung aufzunehmen. 
 
Sollten bei Erdarbeiten Funde oder Befunde (z. B. Steinsetzungen, Verfärbungen, 
Scherben, Knochen, Metallgegenstände o. ä.) entdeckt werden, sind diese 
unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Barnim anzuzeigen 
(§ 11 BbgDSchG). 

2.7 Untere Naturschutzbehörde 

 
Aktenzeichen Fachbehörde: 10613-25-100 
 
Gemäß des landschaftspflegerischen Fachbeitrags vom 27.04.2022 ergibt sich eine 
Flächenneuinanspruchnahme von 407 m². Anhand der festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen und der GRZ von 0,3 ergibt sich gemäß Begründung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan jedoch eine zulässige Flächenneuinanspruch-
nahme von 761 m² (vgl. Kap. 5.1.2). In Kap. 6 verweist die Begründung auf eine 
Flächenneuinanspruchnahme von 730 m². 
 
Der landschaftspflegerischen Fachbeitrag ist entsprechend an die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes und die damit höhere Flächenneuinanspruchnahme anzupassen. In 
der Begründung bzw. dem zu erarbeitenden Umweltbericht ist die Flächenneu-
inanspruchnahme ebenfalls zu bilanzieren und zu vereinheitlichen. 
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Die im landschaftspflegerischen Fachbeitrag vom 27.04.2022 aufgeführten 
Ausgleichsmaßnahmen für die Flächenneuinanspruchnahme sind weiterhin weder in 
der Planzeichnung dargestellt, noch in der Begründung zum B-Plan erwähnt. 
 
Die Eingriffs-/Ausgleisbilanz ist zu korrigieren bzw. ergänzen. Weiterhin sind die 
Ausgleichsmaßnahmen zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
verbindlich festzusetzen und in der Begründung zu erläutern.  

2.8 Untere Wasserbehörde 

Aktenzeichen Fachbehörde: 80506-25-80 
Registriernummer: ST-O III-Sa-80506-25 
 
Das Plangebiet befindet sich derzeit noch in der Schutzzone III des 
Wasserschutzgebietes Eberswalde I, wird aber entsprechend dem aktuellen Stand des 
Fachgutachtens nach Neufestsetzung durch Verordnung außerhalb des neuen 
Wasserschutzgebietes liegen.  
 
Gemäß § 54 Abs. 4 Brandenburgisches Wassergesetz ist anfallendes Niederschlags-
wasser zu versickern, sofern eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen 
ist und sonstige Belange nicht entgegenstehen. Dem entspricht die textliche 
Festsetzung. 
 
Die Trinkwasserversorgung ist durch einen vorhandenen Brunnen vorgesehen. Die 
Grundwasserentnahme bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis durch die untere 
Wasserbehörde. 

2.9 Öffentlich-rechtliche Entsorgung 

 
Aktenzeichen Fachbehörde: 72083-25-72 
 
Der Landkreis Barnim hat in seiner Eigenschaft als öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger (örE) dafür zu sorgen, dass die ihm obliegenden hoheitlichen 
Aufgaben aus dem Kreislaufwirtschaftsgesetz, dem Brandenburgischen Abfallgesetz, 
den dazu ergangenen Verordnungen sowie der derzeitig gültigen Satzung über die 
Abfallentsorgung im Landkreis Barnim umgesetzt und durchgeführt werden. 
Entsprechend § 9 der Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim muss 
jedes Grundstück, auf dem Abfälle anfallen können, an die Abfallentsorgung 
angeschlossen werden (Anschlusszwang). Im Landkreis Barnim erfolgt die 
Durchführung der Abfallentsorgung von öffentlich-rechtlich beauftragten 
Entsorgungsunternehmen mittels 3-achsiger Entsorgungsfahrzeuge mit einer 
Gesamttonnage von 26 t. 
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3 Keine Hinweise und Anregungen 

Folgende Ämter und Sachgebiete haben zum geplanten Vorhaben keine Hinweise und 
Anregungen: 
 
▪ Liegenschaftsverwaltung 
▪ Untere Straßenbaubehörde 
▪ Untere Jagdbehörde 
▪ Katasterbehörde 
▪ Umweltamt, Sachgebiet Landwirtschaft 
▪ Untere Abfallwirtschaftsbehörde 
▪ Untere Bodenschutzbehörde 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
 

Sachbearbeiterin Bauleitplanung/Höhere Verwaltungsbehörde 



Betreff: Anregungen/Einwände VBP "Instandsetzung und Modernisierung Ferienobjekt" im OT Sandkrug

Sehr geehrte Damen und Herren,

die folgenden Einwände möchte ich einbringen:

� Keine Bebauung direkt am Wald
Von einer Bebauung direkt am Wald sollte abgesehen werden, um den nötigen Abstand zum Öksosystem
(Waldrandeffekte) von mind. 50m zu wahren sowie keine Probleme der Verkehrssicherung
durch gefährdende Bäume zu schaffen.

� Waldbrandgefahr
Nutzer von Ferienobjekten erwarten in der Regel die Möglichkeiten zum Grillen oder der Nutzung von Feuerschalen,
Kaminen. Jegliche Form offenen Feuers weniger 50m vom Wald entfernt
erhöht die Waldbrandgefahr. (Siehe auch  § 23 LWaldG des Landes Brandenbrg „Umgang mit Feuer“, (1) Im Wald oder
in einem Abstand von weniger als 50 Meter vom Waldrand ist das Anzünden oder Unterhalten eines Feuers oder der
Umgang mit brennenden oder glimmenden Gegenständen sowie das Rauchen verboten. […]. Ausnahmen:
Satz 3: Nutzungsberechtigte auf ihren Grundstücken, sofern der Abstand des Feuers zum Wald mindestens 30 Meter
beträgt. Es steht zu befürchten, dass häufig wechselnde Feriengäste dieser Verantwortung oftmals nicht gerecht werden
wollen.

Mit freundlichen Grüßen
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 Eberswalde, den 13. Mai 2025 

 

Frühzeitige Beteiligung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Instand-
setzung Modernisierung Ferienobjekt im OT Sandkrug“, Gemeinde Chorin im 
Landkreis Barnim 
 
Hier: Forstfachliche Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Frau Bandow, 
 
aus Sicht der unteren Forstbehörde gibt es keine Einwände gegen das o.g. Pla-
nungsvorhaben. Wald im Sinne des § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg 
(LWaldG) wird im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht überplant und in 
Anspruch genommen. 
 
Da jedoch Waldflächen direkt an das Plangebiet angrenzen, sind für die Nutzung 
des zukünftigen Ferienobjektes nachfolgende forstrechtliche Belange zu beachten: 
 
1. Die untere Forstbehörde weist darauf hin, dass der Betreiber der Ferienanlage 

dafür Sorge tragen muss, dass die gesetzlichen Regelungen des § 23 Abs. 1 
LWaldG eingehalten werden. Das bedeutet, in einem Abstand von weniger als 
50 Meter vom Waldrand ist das Anzünden oder Unterhalten eines Feuers oder  
der Umgang mit brennenden oder glimmenden Gegenständen (z.B. das Unter-
halten eines Grills) sowie das Rauchen verboten. Nutzungsberechtigte auf ih-
ren Grundstücken haben einen Abstand von mindestens 30 Metern zum Wald-
rand einzuhalten und ausreichend vorbeugende Brandschutzmaßnahmen vor-
zuhalten. Gemäß § 23 Abs. 2 LWaldG ist bei Waldbrandgefahrenstufe 4 und 5 
auch von diesem Personenkreis der Sicherheitsabstand von 50 m zum Wald-
rand einzuhalten.  

2. Es ist darauf zu achten, dass es gem. § 24 LWaldG verboten ist, die angren-
zenden Waldflächen dadurch zu verschmutzen, dass Abfällen wie gebrauchte 
Verpackungen, Sperrmüll, Bauschutt, Grünschnitt bzw. Gartenabfälle und 
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Klärschlamm oder Abwasser oder andere nicht zum Wald gehörende Gegen-
stände oder Stoffe im Wald abgelagert oder sonst zurückgelassen oder in die-
sen eingeleitet werden.  

3. Es ist nicht gestattet, außerhalb des Ferienobjektes in den umliegenden und/o-
der direkt angrenzenden Waldflächen bauliche Anlagen jeder Art zu errichten 
oder diese als Lager- oder Abstellflächen für sonstiges Zubehör, Brennholz, 
Kompost, Kfz-Stellplatz oder Ähnliches  zu benutzen. Eine derartig unzulässige 
Nutzung benachbarter Waldflächen würde dem Tatbestand einer schleichen-
den Waldumwandlung entsprechen und ist als Ordnungswidrigkeit durch die 
untere Forstbehörde zu ahnden. 
      

Im Planungsverfahren ist zu prüfen, ob die vorgenannten gesetzlichen Regelungen 
als textliche Festsetzungen in den B-Plan aufgenommen werden können. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 Forstamt Barnim 

 

 

Dieses Dokument wurde am 13. Mai 2025 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 

gültig. 

 

Rechtsgrundlage: 
Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 
06], S.137) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juni 2024 
(GVBl.I/24, [Nr. 24], S.16, ber. [Nr. 40]) 


